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AKB-Steuern:Weniger fürAarau,
mehrfürandereGemeinden?
DerGrosse Rat will einen Bericht dazu, wie die Steuern der
AargauischenKantonalbank besser verteilt werden können.

Eva Berger

In32GemeindenzahltedieAar-
gauische Kantonalbank (AKB)
im letzten Jahr Einkommens-
steuern. Insgesamt 9,9 Millio-
nenFrankenberapptedieBank,
dengrösstenAnteil davon,näm-
lich 6,3 Millionen, in der Stadt
Aarau, demHauptsitz derBank.
DiesesMissverhältnis geltees zu
beheben, forderten Stefan Gie-
zendanner, Christoph Hagen-
buch (beideSVP)undSilvanHil-
fiker (FDP) imGrossenRat.Die
Standortgemeinden der AKB
sollen imVerhältnis ihrerWich-
tigkeit – etwanachKundenvolu-
men, den Erträgen oder dem
Marktgebiet – berücksichtigt
werden.

DerRegierungsrat lehntedie
Motion ab.Mit derAntwortwar
Stefan Giezendanner nicht zu-
frieden. Die AKB-Steuergelder
aus den Regionen stünden den
Regionen auch zu, dieser Auf-
fassung seien die Motionäre
nachwievor.DieRegierung füh-
re aber lediglich aus, wie man
das Problem nicht lösen könne,
statt eine gerechtere Verteilung
aufzuzeigen.

Eine solcheAufstellunghät-
ten die Motionäre gern, daher
wandelten sie den Vorstoss in
einen Prüfungsauftrag, ein we-
niger verbindliches Postulat,
um.Auchdieses sei abzulehnen,
appellierte Landstatthalter und
Finanzdirektor Markus Dieth
ansParlament.Zwar sei dasAn-
liegen nachvollziehbar. Man

BürgerlicheMehrheit lehntzwingendeOffenlegung
desAnfangsmietzinsesperFormulardeutlichab
Fabian Hägler

In einerMotionverlangenSPundGrü-
ne,dassbeiWohnungsnotdieAnfangs-
mietzinsemittelsFormular offengelegt
werden. Wenn ein Hausbesitzer einer
neuenMieterin den früherenMietzins
bekannt geben müsse, könnten über-
triebeneErhöhungeneinfachererkannt
undangefochtenwerden.Transparenz
bei den Vormieten wirke vorbeugend
gegen willkürliche Mietzinserhöhun-
gen und fördere bezahlbaren Wohn-
raum, argumentieren sie.

LeliaHunziker (SP)brachtedasBei-
spiel einer Familie, die eine Wohnung
suchte und 500 Franken mehr bezah-
len sollte als die Vormieter – den ur-
sprünglichenZinswussten sie abernur,
weil siedieMieter kannten.DieFormu-
larpflicht schaffe keine Wohnungen
undsei keinAllheilmittel, aber sie stel-
le eineHemmschwelledar, dieMietzin-
sen unberechtigt hochzuschrauben,
sagte die SP-Grossrätin.

EVPfürmehrTransparenz,
MitteundGLPdagegen
Andreas Fischer Bargetzi (Grüne)
sagte, im Grossen Rat sei die Zahl der
Hauseigentümerhöher als imkantona-
len Schnitt. Aber dasParlamentmüsse
die gesamte Bevölkerung vertreten,
diese wohne zu 54 Prozent zur Miete.
EineFormularpflicht zurVormietewür-
de für diese Personen einfach und effi-
zientTransparenz schaffen.Zudemsei
dieLeerwohnungszifferdeutlichgesun-

ken – es herrscheWohnungsnot, sagte
derGrüne.

Uriel Seibert (EVP) argumentierte,
dieFormularpflicht stärkedieTranspa-
renzundmachedieMietzins-Entwick-
lungnachvollziehbar.Dies schaffeVer-
trauen zwischenMietern und Vormie-
tern, das sei notwendigundwichtig. Er
habedasZürcherFormularangeschaut,
dortmüssemangenaudreiZahlenein-
füllen, dies sei effizientundunbürokra-
tisch, hielt Seibert weiter fest.

KarinKochWick (Mitte) entgegne-
te, wenn sich ein Anfangsmietzins als
überhöht erweise, könnedieser bei der
Mietschlichtstelle angefochtenwerden.
Das Vorgehen sei kostenlos, es gebe
einfache Vorlagen, die Erfolgsaussich-
ten seiengut.DerWohnungsbauwerde
mit einer Formularpflicht nicht ange-
kurbelt, das Bevölkerungswachstum
nicht gebremst, hielt sie fest. Zudem
seienVermieter heute schonverpflich-
tet, denbisherigenMietzins aufAnfra-
ge anzugeben.

Dominik Gresch (GLP) sagte, die
Forderung von SP und Grünen sei bei
den Grünliberalen kontrovers disku-
tiertworden.NachdemMotto«Trans-
parenz bringt Schutz vor Missbrauch»
habe es durchaus Sympathien für den
Vorstoss gegeben.Weil dieMotionaber
nur beiWohnungsnot wirksamwürde,
sei der Nutzen fraglich, erklärte der
GLP-Vertreter, dessen Fraktion gross-
mehrheitlichNein sagte.

Gabriel Lüthy (FDP) sagte, die von
LeliaHunzikergenannteFamilie sei ein

Einzelfall, deshalbbrauchees keinGe-
setz.Es seiunnötig, eineneueRegelung
einzuführen, zudemsollemannicht in
den Wohnungsmarkt eingreifen. Dies
könne sogar kontraproduktiv wirken,
beiEingriffenwerdeweniger investiert
und gebaut. Es gebe schon genügend
Mittel, um zu hohe Mieten anzufech-
ten, schloss Lüthy.

FDPsiehtEinzelfälle,
SVPgutenMieterschutz
Sybille Sommer (SVP) fand, der Woh-
nungsmarkt sei gut reguliert und der
Mieterschutz ausgebaut – eine Formu-
larpflichtbringekeineVorteile.DerRe-
gierungsrat könnebereits jetzt dieVor-
gabe für einzelne Gebiete einführen,
dies sei zielführend. In Kantonen mit
Formularpflicht liege die Leerwoh-
nungszifferbei 1Prozentoderdarunter,
im Aargau seien es 1,4 Prozent, hielt
Sommer fest.

Regierungsrat Dieter Egli sagte,
punktuell gebeesWohnungsnot, diese
herrscheabernicht kantonsweit. In an-
deren Kantonen gebe es keine negati-
ven Erfahrungen mit der Formular-
pflicht, dieTransparenzderVormieten
werdeerhöht.DochdasGrundproblem
– zu wenig Wohnungen – werde nicht
gelöst. Zudem könnten Vormieten an-
gefragt und Erhöhungen angefochten
werden, begründete Egli das Nein der
Regierung. Der Grosse Rat folgte ihm
mit klarer Mehrheit und lehnte eine
Formularpflicht für Vormieten mit 88
zu 41 Stimmen ab.

Fabian Hägler

Ab dem Jahr 2024 ist der Aargau der
zweitteuersteKanton,wennesumden
Strompreis geht. Die FDP ist sicher,
dass eine vollständige Liberalisierung
des Marktes den Strom günstiger ma-
chen würde. Die Freisinnigen wollen,
dass künftig auch private Stromver-
braucher ihren Anbieter frei wählen
können. Deshalb solle der Aargau das
nationaleParlamentmit einer Standes-
initiativeauffordern,denMarkt zu libe-
ralisieren.

FDP-EnergiepolitikerAdrianMeier
(FDP) sagte imGrossenRat, eine voll-
ständige Strommarkt-Liberalisierung
trage auch zu einer sicheren Versor-
gung bei. Im Winter müsse die
Schweiz viel Strom importieren - da-
für sei künftig ein Stromabkommen
mit der EU nötig, Voraussetzung da-

für sei wiederum eine Marktliberali-
sierung in der Schweiz. Die Diskus-
sionmüsse jetzt geführt werden, des-
halb brauche es eine Standesinitiative
aus dem Aargau.

BedenkenwegenEWs:
einmal Ja, einmalNein
Daniel Notter (SVP) fragte rhetorisch,
werbeiWahlfreiheit, niedrigerenPrei-
sen und Versorgungssicherheit schon
Nein sagen könnte. Doch ob dies alles
bei einer Strommarkt-Liberalisierung
eintretenwerde, lasse sichnicht voraus-
sagen, fügteer an.DieSVPhabezudem
Bedenken wegen möglicher Auswir-
kungen auf die Aargauer Energiever-
sorger, stimme aber dennoch zu, sagte
Notter.

Auch Mitte-Sprecher Ralf Bucher
sagte, seineFraktion sei eher skeptisch,
weil eine Strommarkt-Liberalisierung

für die rund 100Elektrizitätswerke im
Aargau schwierigwerdenkönnte.Man
anerkennedieBedeutungeinesStrom-
abkommensmit der EU.Obdafür eine
Marktliberalisierungnötig sei, sei aber
offen.DieLiberalisierungsfragewerde
inBernohnehindiskutiert, dieStandes-
initiative brauche es dafür nicht, sagte
Bucher.

GLPfürLiberalisierung,
Grünezumindestoffen
Gian von Planta sagte, die GLP sei für
eine Liberalisierung. Diese hätte den
Vorteil, dassAargauerEWs ihrenStrom
auch inderEUverkaufenkönnten.Die
Konsumenten hätten mehr Wahlfrei-
heit, die Versorgungssicherheit würde
gestärkt – dennoch ist die GLP gegen
die Standesinitiative. Dieses Instru-
ment seinurangebracht,wenneinKan-
ton speziell betroffen sei.Dies sei beim

Strom nicht der Fall, die Axpo sei eine
überkantonale Firma, es gebe auch
ausserhalb des Aargaus grosse Kraft-
werke.

Jonas Fricker (Grüne) sagte, man
dürfe das Fuder nicht überladen, des-
halb sei imBundesparlament beim so-
genannten Mantelerlass Energie die
Strommarkt-Liberalisierung ausge-
klammert worden. Die Grünen seien
offen für dieDiskussion über die Libe-
ralisierung, diese müsse aber national
geführtwerden.Dieswerde inBundes-

bern ohnehin in nächster Zeit stattfin-
den, das Thema sei bei den Kommis-
sionen auf dem Tisch, deshalb sei die
Standesinitiative überflüssig.

SPnenntBedingungen,
EVPschlechteErfahrungen
Martin Brügger (SP) ist Elektroinge-
nieur und sagte, der Aargau solle als
Energiekanton bei Stromfragen eine
Stimmehaben.Aber aufBundesebene
werde dies schon diskutiert, die ener-
giepolitischen Pflöcke würden in Bern

Stromfreikaufen:
FDPscheitertmit
ihrerIdeeknapp
FreieWahl des Stromlieferanten für alle, tiefere Preise und
mehr Versorgungssicherheit: Daswürde eine vollständige
Strommarkt-Liberalisierung gemäss FDP bringen. Viele im
GrossenRat sahen diese Vorteile, sprachen sich aber gegen
eine Standesinitiative des Aargausmit dieser Forderung aus.

Fabian Hägler

Wenn sich Joggerinnen am Hallwiler-
see oder Biker imReusstal nicht an die
Regeln halten, sollen Aufseher der
Schutzgebietediesebüssendürfen.Das
fordern mehrere Grossratsmitglieder
um Bauernverbands-Geschäftsführer
Ralf Bucher (Mitte) und Pro-Natura-
Chef Matthias Betsche (GLP). Bisher
dürfen nur Personen, die bei Gemein-
deoderKantonangestellt sind,Bussen
ausstellen –dies soll sichgemäss ihrem
Vorstoss ändern, der Regierungsrat ist
jedoch dagegen.

Bucher sagte in der Debatte, heute
müsstendieAufseher auchbei kleinen
VergehendiePolizei rufen,weil sie sel-
ber keine Bussen verteilen könnten.
Von den Natursündern würden die
Ranger nicht ernst genommen - wenn
siePersonenbüssenkönnten,wäredies
besser, um die Vorschriften durchzu-
setzen. Bucher erklärte, amHallwiler-
see und im Reusstal seien die Ranger
vonOrganisationenangestellt, die von
der öffentlichen Hand finanziert oder
beauftragt würden.

1200Verstösse imReusstal
undamHallwilersee registriert
Bucher wandelte den Vorstoss in ein
unverbindlicheresPostulat umund for-
dert dieRegierungauf, eineeinfachere
Lösung zu finden. Betsche lobte die
Arbeit der Ranger und sagte, nur des-
halbkönnedieBevölkerungdieSchutz-
gebiete so nutzen wie heute. AmHall-
wilerseeund imReusstal seienmehrals

1200 Verstösse gegen die Schutzge-
biets-Vorschriften registriert worden,
hielt er fest. Ranger bräuchten eine
Bussenkompetenz, das sei in anderen
Kantonen gang und gäbe, sagte er.

Therese Dietiker sagte, die EVP
stimme demPostulat zu, denn die Na-
tur habe keine grosse Lobby. Bei Litte-
ring oder Falschparkieren im Sied-
lungsgebiet kommediePolizei, bei sol-
chen Vergehen an der Reuss oder dem
Hallwilersee könnten Ranger nicht di-
rekt eingreifen.Dasmacheden Schutz
derNatur kompliziert, einebessereLö-
sungmüsstemöglich sein, forderte sie.

Links-grünwollteBussen
durchRangerprüfen
Von links-grüner Seite kamen unter-
schiedlicheSignale zurForderungnach
büssenden Rangern. Lelia Hunziker
(SP) sagte, dasGewaltmonopol gehöre
demStaat, diePolizei sei fürBussenzu-
ständig. Es brauche nicht mehr Orga-
nisationen,die fürOrdnungundSicher-
heit zuständig seien, sondernmehrPer-
sonal für die Polizei - dem Postulat
werde aber eine SP-Mehrheit zustim-
men, sagteHunziker.

Maurus Kaufmann (Grüne) sagte,
dass Ranger bei Gemeinde oder Kan-
tonangestellt seinmüssten, umBussen
auszustellen, sei ein gelungener Kom-
promiss.Dies stelle eine angemessene
staatlicheAufsicht sicher, denKreisder
Personen mit Bussenkompetenz ein-
fachauszuweiten, sei falsch.Bei einem
Postulat zurPrüfungderMöglichkeiten
wären dieGrünen gespalten, sagte er.

RangerdürfenNatursünder weiterhinnichtbüssen

Eine Stromzähler-Ableserin der AEW Energie AG bei
der Arbeit – die kleinen Kunden können ihren Lieferan-
ten bisher nicht wählen. Bild: AEW/zvg
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AKB-Steuern:Weniger fürAarau,
mehrfürandereGemeinden?
DerGrosse Rat will einen Bericht dazu, wie die Steuern der
AargauischenKantonalbank besser verteilt werden können.

Eva Berger

In32GemeindenzahltedieAar-
gauische Kantonalbank (AKB)
im letzten Jahr Einkommens-
steuern. Insgesamt 9,9 Millio-
nenFrankenberapptedieBank,
dengrösstenAnteil davon,näm-
lich 6,3 Millionen, in der Stadt
Aarau, demHauptsitz derBank.
DiesesMissverhältnis geltees zu
beheben, forderten Stefan Gie-
zendanner, Christoph Hagen-
buch (beideSVP)undSilvanHil-
fiker (FDP) imGrossenRat.Die
Standortgemeinden der AKB
sollen imVerhältnis ihrerWich-
tigkeit – etwanachKundenvolu-
men, den Erträgen oder dem
Marktgebiet – berücksichtigt
werden.

DerRegierungsrat lehntedie
Motion ab.Mit derAntwortwar
Stefan Giezendanner nicht zu-
frieden. Die AKB-Steuergelder
aus den Regionen stünden den
Regionen auch zu, dieser Auf-
fassung seien die Motionäre
nachwievor.DieRegierung füh-
re aber lediglich aus, wie man
das Problem nicht lösen könne,
statt eine gerechtere Verteilung
aufzuzeigen.

Eine solcheAufstellunghät-
ten die Motionäre gern, daher
wandelten sie den Vorstoss in
einen Prüfungsauftrag, ein we-
niger verbindliches Postulat,
um.Auchdieses sei abzulehnen,
appellierte Landstatthalter und
Finanzdirektor Markus Dieth
ansParlament.Zwar sei dasAn-
liegen nachvollziehbar. Man

wende aber den adäquatesten
Verteilschlüssel bereits an. An-
dere Vorschläge seien nicht
branchenkonform.

Mit68zu56Stimmenals
Postulatüberwiesen
Dennoch, der Grosse Rat über-
wies das Postulat mit 68 zu 56
Stimmen. Geschlossen dafür
stimmte die SVP. Aus allen an-
derenFraktionengabes sowohl
Ja- als auchNein-Stimmen.

Gespaltenwar etwadieFDP.
Er sei enttäuscht über diesen
Vorstoss, sagteHanspeterHilfi-
ker. Er ist Fraktionskollege von
Motionär SilvanHilfiker, zudem
Stadtpräsident von Aarau.
Hanspeter Hilfiker fragte sich,
wie dieUmsetzungdenKanton
weiterbringen könnte. Eine
«Lex AKB», eine Spezialrege-
lung für dieKantonalbank,wür-
de zu Rechtsunsicherheit füh-
ren.DerAarauer Stadtpräsident
bat darum, das Postulat abzu-
lehnen.

Das Ziel, dass die Steuern
möglichst in den Regionen ver-
teiltwerden,werdevonderMit-
te unterstützt, sagteMaya Bally
für deren Fraktion. Aber die
Unsicherheiten eines solchen
Systemwechsels seien gross,
mehrheitlichhabe sichdieFrak-
tiondeshalb zurAblehnungent-
schieden.

Den Vorschlag wenigstens
prüfenwolleeinekleineMinder-
heit der SP, kündete Carol De-
marmels für ihre Fraktion an.
Aber auchhier: Jetzt das System

zu ändern, wäre mit zu grossen
Unsicherheiten verbunden.
GleichargumentiertendieGrü-
nen. Man gehe davon aus, dass
es einneuesGesetzbrauche,da-
mit dieAKB-Steuernanders auf
die Regionen verteilt würden.
Das lehnten sie ab.

Zuerstbraucheeseine
Auslegeordnung
Garals verführerischbezeichne-
teUrsPlüss (EVP)die Idee.«Die
Frage ist aber, wem die Umset-
zung denn dient», meinte er.
Weder inderMotionselbernoch
in der Antwort der Regierung
seienLösungen andererKanto-
ne oder weitere Möglichkeiten
aufgeführt. Diese Auslegeord-
nungbraucheesaber,wolleman
eine solche Änderung durch-
bringen.

Erleichtert nach all diesen
Voten schien Stefan Giezen-
danner. Das Postulat sei offen-
bar der gangbare Weg, meinte
er. Tatsächlich ist heute das
SteueramtAarau fürdieBerech-
nung der Steuern der AKB an
die Gemeinden zuständig, wie
Giezendanner ausführte.

DerVerteilschlüsselwirdan-
handderBruttolohnsummeder
Mitarbeitenden der jeweiligen
Niederlassung berechnet und
das sei überholt. Heute sei die
AKB nicht nur ein wichtiger
Arbeitgeber der Stadt Aarau,
sondern auch ein guter Steuer-
zahler. Von ihrer Kantonalbank
sollen aber auch andere etwas
haben.

Ratsnachrichten
LuciaEngeli undDaniele
Mezzi neu imGrossenRat

Inpflichtnahme Lucia Engeli
(SP) und Daniele Mezzi (Mitte)
hatten am Dienstag ihre erste
Sitzung mit dem Grossen Rat.
Engeli rückte für die Aarauer
Stadträtin Silvia Dell’ Aquila
nach, Mezzi für den Wittnauer
WernerMüller. (eva)

HöhereExpertenhonorare
unbestritten

Bildung DerGrosseRathat eine
Motion von Alfons Kaufmann
(Mitte) stillschweigendüberwie-
sen. Diese will, dass die Hono-
rare für Experten in der Berufs-
bildung und auf der Sekundar-
stufe 2 erhöht und mindestens
mit jenenderumliegendenKan-
tone vergleichbar sind.(eva)

4,7Millionen zusätzlich
fürsStrassenverkehrsamt

Zusatzkredit Der Grosse Rat
hatmit 78 zu39Stimmeneinem
Zusatzkredit über 4,7Millionen
Franken fürdieErneuerungder
Prüfhalledes Strassenverkehrs-
amtes in Schafisheim zuge-
stimmt.EinenZusatzkredit ein-
zuholen sei immer unschön,
sagten verschiedene Fraktions-
sprecherinnen. Die Prüfhalle
habe aber eine gewisse Dring-
lichkeit undeinebessereLösung
gebe es nicht. (eva)

Vorwärts inder
Digitalisierung

Steuerwesen Für das Informa-
tikprojekt DIGOhat der Grosse
Rat einen Verpflichtungskredit
über8,38MillionenFrankenge-
sprochen.Hinzukommteinwie-
derkehrender Kredit für War-
tung und Betrieb über jährlich
214000 Franken. Mit DIGO
sollen Grundstückschätzung
und Objektregister im Steuer-
wesendigitalisiertwerden. (eva)

Gemeindestrukturen
werdenüberprüft

Strukturen Der Grosse Rat hat
ein Postulat von Gemeindever-
treternmit82zu41Stimmenzur
künftigen Gemeinde- und Be-
zirksstruktur im Aargau über-
wiesen. StärkenundSchwächen
derheutigenStrukturenseienzu

untersuchen.Weil regionaleLö-
sungen der Gemeinden immer
weniger den Bezirksstrukturen
entsprechen, sei zudem zu prü-
fen, ob die Bezirke überhaupt
noch zeitgemäss seien, sagten
die Postulanten. (eva)

Blitzerbussenbleiben
bei denGemeinden

Verkehr DasKantonsparlament
hat einenFDP-Vorstoss zurAuf-
teilung von Blitzerbussen zwi-
schen Gemeinden und Kanton
mit 102 zu 18 Stimmen abge-
lehnt. Die Freisinnigen setzten
sichvergeblich fürdenTeilervon
65Prozent (Kanton)und 35Pro-
zent (Gemeinde) ein, wie er bei
der Strassenfinanzierung gilt.
Alle anderen Fraktionen waren
dafür,dassdieBussen indieGe-
meindekasse fliessen. (fh)

ANZEIGE

eingeschlagen. Zudem könne man
nicht einfach denMarkt liberalisieren,
dies müsse aus Sicht der Sozialdemo-
kraten unbedingt an Bedingungen ge-
knüpftwerden. Brügger nannte klima-
politische Ziele und die Forderung,
dass grosse Kraftwerke im Besitz der
öffentlichenHand seinmüssten.

Roland Frauchiger sagte, die EVP
sehe keinen Bedarf für eine Standes-
initiative, wie sie die FDP wolle. Die
Strommarkt-Liberalisierung sei Sache
der Parlamentarier in Bern - dort wer-

de aber reguliert, kritisierte er.Wich-
tig wäre es, diese bestehenden Regu-
lierungen zu lockern. Frauchiger
sagte weiter, mit der Liberalisierung
hätten zum Beispiel Bäckereien
schlechte Erfahrungen gemacht.Weil
die Stromkosten im freienMarkt rasch
stiegen, seien diese in finanzielle
Schwierigkeiten geraten.

BeiderAbstimmungwurdeesdann
relativ knapp: Der Antrag der FDP für
eineStandesinitiative fandmit 57 Ja- zu
68Nein-Stimmen keineMehrheit.

RangerdürfenNatursünder weiterhinnichtbüssen

SVP,FDPundRegierungklar
gegenbüssendeRanger
Emanuel Suter (SVP) sagt, die Forde-
rung verfolge eine gute Absicht, aber
schon heute könnten Ranger von der
Gemeindeangestelltwerden.DieRan-
ger selber wollten nun Bussen vertei-
len, esbesteheaberkeinBedarf für eine
Gesetzesänderung.DieAnstellungbei
der öffentlichenHandundeineAusbil-
dung imBussenverfahren seien richtig.

FDP-Fraktionschef Silvan Hilfiker
argumentierte ähnlich und sagte, das
Verteilen von Bussen sei eine hoheitli-
cheAufgabedes Staates. Erwarnte da-

vor, diese Kompetenz auszuweiten,
sonst würden bald auch Bauamts-An-
gestellte und Lehrpersonen auf dem
Pausenplatz Bussen verteilen.

RegierungsratDieterEgli sagte, die
Forderungsei rechtsstaatlichheikel,die
Kompetenz zurBussenverteilung solle
nicht auf beliebig vieleGruppenausge-
weitetwerden.Zudembrauchees eine
Ausbildung imUmgangmit renitenten
Personen, die sich wehrten. Es sei nö-
tig, diebisherigeRegelungkonsequent
beizubehalten. Dies sah die Mehrheit
im Rat auch so: 77 zu 50 Stimmen lau-
tetedasResultat gegenRanger-Bussen.

Peter Wyss, Chef der Hallwilersee-Ranger, darf Natursünder bei Verstössen im
Schutzgebiet weiterhin nur ermahnen, aber nicht büssen. Bild: Mathias Förster

Ständerat:BINDER–Für eine ausgewogene Standesstimme

«Engagiert. Pointiert.
Vielseitig. Wir wählen

eine Brückenbauerin für
alle Generationen.»
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